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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem die 
Reisegebührenvorschrift ]955 
(RGV-Novelle 1990) geändert wird; 
Begutachtungsverfahren 

An 
die Österreichische ~räsidentschaftsk 
die Parlamentsdirektion 
den Rechnungshof 
die Volksanwaltschaft 
den Verfassungsgerichtshof 
den Verwaltungsgerichtshof 
alle Bundesministerien 

~~isetzentwurf 
3;Y, ,Pp 

Zl.".., ....... ,,"'.t;,e .. ~ ..... :?; GE/~Jlj"" 
, , ./' z. {pe> Datum ................... ~ .... '::d. .. ::~ 

Verteilt..df.:.~:.~90 " cIJ 

, 

das Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und verk~r, 

alle Sekti~~:~i~~sVBundeskanzleramtes ,~',,' VV:V ~ ~Ih t~A 
das Sekretariat von Frau Staatssekretär DOHNAL -r I "/, J . 
die Generaldirektion der Österreichischen Bundesforste 
die Generaldirektion der Österreichischen Bundesbahnen 
die Generaldirektion für die Post- und Telegrapnenverwaltung 
alle Ämter der Landesregierungen ," , 
die Verbindungsstelle der Bundesländer, beim Amt der Niederöster-

~> 

reichischen Landesregierung 
den Österreichischen Städtebund 
den Österreichischen Gemeindebund 
die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
den Österreichischen Arbeiterkammertag 
die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs 
den Österreichischen Landarbeiterkammertag 
den Österreichischen Rechtsanwaltskammertag 
alle Rechtsanwaltskammern 
die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst 
den VerhandlungsausschUß der Gewerkschaften des öffentlichen 

Dienstes . 
die Österreichische Rektorenkonferenz 
den Verein Österreichische Gesellschaft für Gesetzgebungslehre 

Das Bundeskanzleramt übermittelt in der Anlage den Entwurf einer 

Novelle zur Reisegebührenvorschrift 1955 (RGV-Novelle 1990) sowie 

(1. Mä r z 19 9 0 ) 
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den Entwurf von Erläuterungen hiezu und ersucht um Abgabe einer 

Stellungnahme bis 

3. April 1990 -
in zweifache Ausfertigung. Sollte bis zum angegebenen Termin 
keine Stellu gnahme einlang,en, darf eine Zustimmung zum vor-

liegenden En angenommen werden. 

Dem Präsidiu des Nationalrates werden 25 Ausfertigungen dieses 
Entwurfes üb rmittelt. Die begutachtenden S,tellen werden ersucht, 
25 Ausfertigfngen ihrer allfälligen Stellungnahme dem Präsidium 
des Nationa1tates zuzuleiten und das Bundeskanzleramt hievon in 

I 

Kenntnis zu ~etzen. 
i 

, 

! 
I 

1. März 1990 
Für den Bundesminister für 

Gesundheit und öffentlicher Dienst: 
JABLONER 

eit 
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E n t w u r f 

Bundesgesetz, mit dem 

die Reisegebührenvorschrift 1955 geändert wird 

(RGV-Novelle 1990) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Die Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl. Nr. 133, zuletzt 

geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 344/1989, wird wie folgt 

geändert: 

1. Im § 25 Abs. 2 entfallen der zweite und dritte Satz. 

2. § 25cAbs. 2 lautet: 
"(2) Der zuständige Bundesminister hat die Nächtigungsgebühr 

im Einzelfall abweichend von den nach Abs. 1 bestimmten Ansätzen 

festzusetzen, wenn der Beamte mit Rücksicht auf die Verhältnisse 

des Landes, in das die Dienstreise führt oder das bei der 
Dienstreise durchfahren wird, oder wegen der Besonderheit des 
Dienstauftrages mit der nach Abs. 1 festgesetzten Reisezulage nicht 
das Auslangen zu finden vermag." 

3. § 34 Abs. 3 lautet: 
"(3) Die Trennungsgebühr b~trägt für die e~sten 30 Tage 100 vH 

der Tagesgebühr nach Tarif 11 und der Nächtigungsgebühr, darüber 
hinaus bis zu sechs Monaten nach dem Dienstantritt im neuen 
Dienstort 50 vH der Tagesgebühr nach Tarif 11 und der 
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Nächtigungsgeloühr. Über diese Zeit hinaus kann dem Beamten eine 
Trennungsgebühr in der Höhe von 30 vH der Tagesgebühr nach Tarif 11 

und der Nächtigungsgebühr für weitere zwei Jahre gewährt werden." 

hält 

4. § 35CiAbS. 3 bis 6 wird aufgehoben. 

5. Nach 
"§ 35i. 

35h wird eingefügt: 
1) Liegt der Dienstort des Beamten im Ausland und 
ndest ein Kind des Beamten, für das ihm nach § 4 des 

Gehaltsgesetz s 1956 ein Steigerungsbetrag gebührt, aus Gründen der 
. Erziehung, ei er Ausbi ldung, einer Krankheit oder eines Gebre.chens 

1._im In and, 
2. an ei em früheren ausländischen Dienstort des Beamten, 
3. an ei em Ort im Ausland im Zusammenhang mit der Krankheit 

oder ~em Gebrechen oder 
I 

4. im Heimatland eines der Elternteile 
auf, so gebührt dem Beamten einmal im Jahr eine Entschädigung zur 
Abdeckting' deriKosten der in den Abs. 2 bis 4 vorgesehenen 
Besuchsreisen~ 

(2) Nach Abs. 1 sind je Kalenderjahr abzugelten: 
1 •. wenn ediglich ein Kind des Beamten die Voraussetzungen des 

Abs. erfüllt, 
a) ei e Reise dieses Kindes zum Beamten oder, 
b) wehn eine solche Reise wegen Krankheit oder,Gebrechens 

des Kindes oder aus einem anderen von der Dienstbehörde 
.a1r berücks~chtiqungswürdig anerkannten Grund nicht 
mötllich ist, eine Reise des Beamten und seines im 
gemeinsamen Haushalt lebenden Ehegatten zum Kind, 

2. wenn mindestens zwei Kinder des Beamten die Voraussetzungen 

des A~S. 1 erfüllen, 
a) ei~e Reise jedes dieser Kinder zum Beamten oder, 
b) eipe Reise des Beamten und seines im gemeinsamen 

Ha~shalt lebenden Ehegatten zu diesen Kindern. 
i 
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(3) Halten sich die Kinder an verschiederien Ort~n auf, so 
gebührt - ausgenommen im Fall des Abs. 1 Z 3 - die Entschädigung 
nur für die Reise zu jeweils einem der Kinder. 

(4) Die Entschädigung für die in. den Abs. 2 und 3 angeführt'en 
Reisen umfaßt den Ersatz der tatsächlich aufgelaufenen Reisekosten, 
Flugkosten jedoch nur bis zum Ausmaß des billigsten Flugtarifes im 
Rahmen der IATA-vereinbarungen zwischen dem Wohnort des Beamten und 
dem Wohnort des Kindes. 

(S) Der Anspruch auf eine Entschädigung/nach den Abs. 1 bis 4 
entfällt für das Kalenderjahr, in dem für den Beamten der Anspruch 
auf einen Heimaturlaub entsteht. Der Anspruch auf die Entschädigung 
entfällt jedoch nicht, ,wenn der Beamte ~chriftlich erklärt, daß er 
diesen Heimaturlaub erst im folgenden Kalenderjahr antreten wird. 
Eine solche Erklärung bewirkt 

1. den Ausschluß des Antrittes des Heimaturlaubes im laufenden 
Kalenderjahr und 

·2. den Entfall des Anspruches auf Entsch,ädigung nach den 
Abs. 1 bis 4 für das folgende Kalenderjahr." 

Artikel Ir 

Dieses Bundesgesetz tritt mit ••••••••.•••.• in Kraft. 
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. VORBLATT 

Problem: 

1. Rationalisierungsüberlegungen des Bundeskanzleramtes und des 
Bundesministeriums für Finanzen haben ergeben, daß die 
Mitwirkungsbefugnisse dieser Ressorts in den Sonderbestinunungen 
für Dienstverrichtungen im Ausland und in bestimmten Fällen des 
Bezuges einer Trennungsgebühr den geforderten Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit nicht mehr gerecht werden. 

2. Die geltenden Bestimmungen, die die Reisen der Kinder von 
Auslandsbediensteten zu ihren am ausländischen Dienstort 
befindlichen Eltern regeln, führ~n fallweise zu einem 
unbefriedigenden Ergebni~. 

Ziel: 

1. Vereinfachung von Verwaltungsabläufen .. 

2. Abgeltung der Kosten einer Reise der im Ausland befindlichen 
Eltern zum Kind, wenn diesem die Reise zu seinen Eltern nicht 
zuzumuten ist. 

Inhalt: 

1. Einschränkung der Mitwirkungsbefugnisse des Bundeskanzlers und 
des Bundesministers für Finanzen in de.n Sonderbestimmungen für 
Dienstverrichtungen im Ausland. Entfall der Mitwirkungsbefugnis 
beim Bezug der Trennungsgebühr. 

2. Neuregelung jener Bestimmungen, die die sogenannten 
"Kinderbesuchsreisen" im Bereich des auswärtigen Dienstes 
betreffen. 

Alternativen: keine. 

Kosten: 

Die reiserechtlichen Maßnahmen, die den auswärtigen Dienst 
betreffen, werden einen jährlichen Mehraufwand von ca. 100.000 S 
erfordeirn. 

Durch den Entfall der Mitwirkung des Bundeskanzleramtes und des 
Bundesministeriums für Finanzen in den Sonderbestimmungen für 
Dienstverrichtungen im Ausland und beim Bezug der Trennungsgebühr 
wird eine verwaltungsvereinfachung und damit eine Kostenersparnis 
eintreten. 
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\ 

E r 1 ä u t e run gen 

Dieses Bundesgesetz sieht folgende Maßnahmen vor: 

1. Wegfa1 bzw. Einschränkung der Mitwirkungsrechte des 
anz1ers und des Bundesministers für Finanzen in den 

Sonder estimmungen über Dienstverrichtungen im Ausland und . 
zug der Trennungsgebühr. 

2. a1tung der sogenannten "Kinderbesuchsreisen" im 
des auswärtigen Dienstes. 

Die Zustärdigkeit des Bundes zur Er1assung 
~undesgesetzels ergibt sich aus Artikel 10 Abs. 

dieses 
1 Z 16 B-VG. 

, , 

Zu den eilnzelnen Bestimmungen des Entwurfes wird bemerkt: 
I 

Zu Art. ~ Z 1 bis 3(5 2SAbs. 2. 5 2Sc Abs. 2 und 5 34 Abs. 3): 
von R~tiona1isierungsüberlegungen des 

Bundeskanzle 
folgende Mit 

i01 § 

amtes und des Bundesministeriums für Finanzen sollen 
irkungenentfallen: 
S Abs. 2 die Mitwirkung des Bundeskanzlers an der 

Z 

ung von Auslandsdienstreisen, 
im § Sc Abs. 2 die. Mitwirkung des Bundeskanzlers und des 
Bunde~ministers für Finanzen an der Bemessung der 
Reise~u1age im Einzelfall abwei~hend vom § 2Sc Abs. 1, 
im § ~4 Abs. 3 der Anlaßfall und damit die Mitwirkung des 
Bunde$ministers für Finanzen an der Gewährung des Bezuges 

ennungsgebühr über den Zeitraum von zweieinhalb Jahren 

, "Kinderbesuchsreisen" mit dem neugeschaffenen §, 35i 

geregelt werren, können diese Absätze im § 35c entfallen. 
I 
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ZlLArt. I Z 5 (§ 35i): 

Die bisherigen Regelungen, die bei einer Einkind-Familie nur 

die Reise des Kindes zum Beamten vorsahen, führten im Falle eines 

kranken oder behinderten Kindes zu einem unbilligen Ergebnis. Mit 

den neuen Regelungen wird in diesen Fällen auch für die Reisen der 

EI tern zum Kind eine Entsch'ädigung vorgesehen. Darüberhinaus werden 

die Kosten einer Reise der EJtern zu den Kindern auch dann 

vergütet, wenn eine Reise des Kindes aus einem als 

berücksichtigungswürdig anerkannten Grund nicht möglich ist. Dabei 

ist an jene Situationen gedacht, in denen die im jeweiligen 

Aufenthaltsland der Eltern herrschenden Umstände (Unruhen, 

politische Instabilität etc.) eine Reise des Kindes an den 

ausländischen Dienstort aus 

erscheinen lassen. 

eine Entschädigung 

Außerdem 

Sicherheitserwägungen nicht zumutbar 

wird klargestellt, daß pro Kalenderjahr 

für eine Besuchsreise oder Heimaturlaub nur 

wahlweise in Anspruch genommen werden können. 

Tex t 9 e gen übe r s tel 1 u n 9 

neu 

Art I2 ,. 

~ (2) Jiens~reisen nach Abs. 1 lit. a dürfen nur in dem 
Umfang angeordnet oder bewilligt werden. in dem sie unter 
Bedachtnahme auf Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit erforderlich sind. 

A"· t Z 2' 

~ (2) Oar ~uständige ßundesminister hat die 
Nichtiqunqsqebühr im !inzelfall abweichend ?on den nach Aba. 
bestimmten Ansät:en festzusetzen, wenn der aeamte mit Rücksicht auf 
die Verhältnisse des Landes. in das die Dienstreise, führt oder das 
bei der Dienstreise durchfahren wird. oder weqen der Sescnderheit 
des Dienstauftra;es mit der nach'AhS. 1 festqesetzten Reisezulaqe 
nicht das Auslan;en zu fi'nden vermaq. 

alt 

~ (2) Dienstreisen nach Ab •• 1 lit •• dürfen nur in dem 
Umfanq anqeordnet oder bewilligt warden, in dem sie unter 
Bedachtnahme auf Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit erforderlich sind. 
Das Vor~ieqan dieser Voraussetzungen ist im Einvernehmen mit dem 
Bundeskanzleramt vor Anordnunq oder Bewilligung der Dienstreise 
festzustellen. Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung kann das 
Bundeskanzleramt für bestimmte Arten von Dienstreisen oder 
bestimmte Beamtenqruppen zusti .... n. daß von dem Erfordernis der. 
Merstellunq deI Einvernehmens im Einzelfall Abstand genommen wird. 

~ (:) Das zuständiqe Bundesministerium hat:- im 
~invernehmen mit dem aundeskanzler~~t und" dem Bundesministerium für 
Finanzen die Reisezulage im Einzelfall abweichend von den nacb 
.~s. 1 bestimmten Ansätzen festzusetzen, wenn der Beamte mit 
Rücksicht auf dia Verhältnisse des Landes. in das die Dienstreise 
führt oder das bei der Dienstreise durchfahren. wi~d. oder we;en der 
Besonderheit des Dienstauteraqes mit der nach Ab •• 1 fe~t;eset=ten 
Reisezulage nicht das Auslangen zu finden vermag. 
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neu 

Art I;: 3"" 
U.t... (3) Die TrltJlJlunqsqebübr ·beträqt für d1 .. ersten 30 Tage 

100 vK der Taqe.qebühr nach Tarif .• 1 und der Rächtigunqsqehühr, 
darüber hinaus bis zu s~hs MOnate nach dem Oienstantrittim neuen 
Dienstort 50 vK der Taqesqebühr na h Tarif II und der 
Richtiqunqsqebühr. tlher iiese zeit '~inaus kann dem aeamten eine 
Trennungsqehühr in der Höhe von 30 vK der Tagesgehühr nach Tarif II 
und der Richtigunqsgebühr für weit re :Net Jahre gewährt werden. 

Art Z .. und 5· 

Ull... (1) Liegt der Oiensto des aeamten im Ausland und hält 
sich zumindest ein Kind des Beamt~, für das ihm n~ch § 4 des 
G.haltsges.tz.s 1956 ein Steigerun9sbetrag gebührt, aus GrÜnd.n der 
Erziehunq, einer Ausbildunq, einer! Krankheit oder eines Gebrechens 

1. im Inland, 
2. an einem früheren auslindi~chen Dienstort das Beamten, 
3. an ein~ Ort im Ausland i~ Zusammenhang mit der Krankheit 

odar dem Gebrechen oder 
4. im Heimatland eines dar El~ernteile 

auf, so gebührt dem Beamten einmal im Jahr eine EntSChädigung zur 
Abdackung der Kosten der in den ~. 2 bis 4 vorgesehenen 
sesuchsreisen. 

(2) Rach Abs. 1 sind je Kal.~.rjahr ahsugeltsn: 
1. we~ ledigliCh .in Kind d B.amten die Voraus.etz~ngen 4e3 

Ab •• 1 erfllllt, 
a) dne 1I.18e di •••• Kind zum Seamten Oder, 
b) wenn eine .olche aeise gen Krankh.it oder Gehrechens 

de. Kinde. oder aus .i anderen von der Dienstbehörde 
als b,uUckaiChtigungs . dig anerkannten Grund nicht 
mag lieh i.t. eine aeis de. Beamt.n und .eines im 
q_ins_n Haushel.t 1 enden Ehegatten zum Kind. 

2. wenn mindestens zwei Kind r de. Beamten die Voraussetzungen 
des Abs. I erfUllen. 
a) eine aei.e jades diese Kinder zum Beamten oder, 
b) eine aeise des Beamten nd seines im gemeinsamen 

Haushalt lebenden Ehega ten zu diesen Kindern. 

(3) Halten sich cUa Kinder ~verSChiedenen Orten auf. so 
gebührt' - ausgenommen im Fall des s. 1 Z 3 - die EntSChädigung 
nur fUr die aeise zu jeweilS ain der Kinder. 

(41 Die EntSChädigung für diej in den Abs. 2 und 3 anqeführten 
aeisen umfaßt den Ersatz der tatsäbhlich aufgelaufenen Raisekosten, 
r1ugko"t.n jedoch nur his zum AU.III~ß cle. billigst.n FlLlgtarifa. im 
aahlllen cler IATA-Vereinnarungen .wi~chan dam Wohnort cla. Sa.mten und 
dam WOhnort da. Kinda •• i 

(5) Dar An.pruch auf ain. Ent chädi;un; nach dan Abs. 1 bis 4 
ant!illt fUr da. Kalenderjahr. in am für dan Beamten der Anspruch 
auf ainen Hatmaturlaub entsteht. 0 r Anspruch auf die EntSChidiqunq 
entfällt jedoch nicht. wenn der Be te schriftlich erklärt. daß er 
diesen Heimaturlaub erst im folge en Kalenderjahr antreten wird. 
Eine solCh' Erklärung bewirkt 

1. dan Ausschluß des Antritte des Haimaturlaubes im laufenden 
Kalenderjahr und 

Z. den Entfall de" Anspruches auf EntSChädigung nach den 
Abs •. 1 bis 4 für das f'olge e Kalenderjahr. 

4 

alt 

U.t... (3) Oi .. Trennungsgebühr hetraqt für die ersten 30 Tage 
100 vH der Tage.gebühr nach Tarif II und dar Nächtigunqsgebühr. 
darüber hinaus bis zu sachs MOnaten naeadem Dienstantritt im neuen 
Dienstort 50 vH der Tage.gebühr nach Tarif U' und der 
NichtiqungsgebÜhr. Uber die.e Zeit hinaus kann dem Beamten eine 
TrennungsgebÜhr in der Höhe von 30 vH cler Tage.gebühr nach Tarif Ir 
und der Rächtigungsgebühr fUr veitere zwei Jahre gewahrt werden; 
soll die zuletzt bezogene Trennunqsgebühr für einen längeren 
Zeitraum ,gewährt werden. so ist die Zustimmung des 
Bundeskanzleramte. und des Bundesministeriums für Finanzen 
""forderlich. 

~ (4) Bezieht der Beamte für mehr als ein Kind einen 
Steigerungsbetrag gemäß § 4 des Gehalt.gesetzes 1956. so gebührt ihm 

1. für die Reise von zwei dieser Kinder zum aeamte~ oder 
2. für die Reise des Beamten und eesBen mit ihm im ;emeinsamen 

Haushalt lebenden Ehegatten zum Wohnort dieser Kinder 
einmal in jedem Kalenderjahr eine ~ntschädigung, wenn fUr den 
Beamten die Voraussetzunq des Abs. 1 Z 1 und·für die Kinder die 
Voraussetzung des Abs. 1 Z 2 zut:effen. Haben die Kinder nicht 
denselben Wohnor~, so gebührt im Falle der Z die Entschäd4gunq 
nur für die Reise zu einem dieser unter Abs. 1 Z 2 fallenden 
WOhnorte. 

(5) ;)ie Entschidi·llung für die in dan Abs. 3 und 4 angeführten 
Reisen umfaat dan Ersatz cler tatsächlich aufllelaufanen Rei.ekosten. 
Flullkostan nach.tan. jedoch bis zum Ausmaß dei billigsten 
Fluqtarifa. im aahmen dar IATA-Varainbarunllen zwischen ~em Wohnort 
cla. Beamten und dem WOhnort cl •• Kindes. 

(5) Dar Anspruch auf eine Entlchädiqunll nach den Abs. 3 bis 
entfällt für da. Kalenderjahr, i'n lIem dem Beamten Ansprucll auf 
Heimaturlaub entsteht. Der Anspruch bleibt jedoch ba.tehen. wenn 
der Seamte den Heimaturlaub im betreffenden Kalenderjahr aus 
zwingenden dienstlicben Gründen nicht antreten darf: in diesem Fall 
entfällt der Anspruch auf die Entschädiqung jedOCh für das 
Kalenderjahr, in dem der Antritt des Heimaturlau~es nachgeholt wird. 

. . 
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